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(2) Die ständigen Produktionsbrigaden arbeiten auf 
der Grundlage eines von der Mitgliederversamm­
lung bestätigten Brigadeplanes.
(3) Die Mitglieder und ihre Familienangehörigen 
werden unter Berücksichtigung ihrer Fähigkeiten 
und Wünsche in die ständigen Produktionsbrigaden 
eingegliedert.
(4) Die ständigen Produktionsbrigaden werden von 
einem durch den Vorstand eingesetzten und von 
der Mitgliederversammlung bestätigten Brigade­
leiter geleitet.

25. Die Brigademitglieder haben das Hecht und die 
Pflicht, in Brigadeversammlungen und Produktions-

' beratungen Vorschläge zur Verbesserung der Ar­
beitsorganisation und zur Sicherung der Planerfül­
lung zu unterbreiten und Kritik an der Arbeit des 
Brigadeleiters oder anderer Brigademitglieder zu 
üben.

26. (1) Die zur Leitung der ständigen Produktions­
brigaden oder Arbeitsgruppen eingesetzten Mit­
glieder tragen persönlich die volle Verantwortung

• für die ihnen übertragenen Aufgaben. Sie sind in 
ihrem Bereich für die Einhaltung der Gesundheits-, 
Brand- und Arbeitsschutzbestimmungen verant­
wortlich.
(2) Sie erläutern den Mitgliedern die Beschlüsse 
der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands, der 
Regierung, der örtlichen Organe der Staatsmacht 
sowie der Mitgliederversammlung und des Vor­
standes und organisieren ihre Durchführung.
(3) Sie organisieren den Einsatz der in ihrem Be­
reich tätigen Mitglieder unter Beachtung ihrer Fä­
higkeiten und besonderen Kenntnisse und über­
tragen vorbildliche Arbeitsmethoden einzelner Mit­
glieder auf das gesamte Kollektiv.
(4) Sie unterbreiten dem Vorstand Vorschläge für 
die weitere Qualifizierung ihrer Mitglieder und hel­
fen insbesondere den Genossenschaftsbäuerinnen 
und Jugendlichen bei der Entwicklung ihrer Fähig­
keiten.
(5) Sie kontrollieren die ordnungsgemäße Durchfüh­
rung der Arbeit und besitzen Weisungsrecht ge­
genüber den in ihrem Arbeitsbereich tätigen Mit­
gliedern.

27. (1) Die gesamte Arbeit der Genossenschaft wird 
grundsätzlich durch die Mitglieder selbst ausge­
führt. Nur in Ausnahmefällen können wissen­
schaftlich ausgebildete Kader vorübergehend gegen 
Entgelt beschäftigt werden. Die zeitweise Beschäf­
tigung von bezahlten Arbeitskräften ist nur zuläs­
sig, wenn dringende Arbeiten nicht fristgemäß durch 
die Genossenschaftsmitglieder und deren Familien­
angehörige ausgeführt werden können.
(2) Die Ableistung von Arbeiten durch Mitglieder 
außerhalb der Genossenschaft (zum Beispiel Stra­
ßenbau, Arbeit in der Zuckerfabrik oder im Paten­
betrieb usw.) erfolgt bei kurzfristiger Delegierung 
auf Grund eines Beschlusses des Vorstandes und 
bei langfristiger Delegierung auf Beschluß der Mit­
gliederversammlung. Die Verrechnung erfolgt über 
die LPG.

23. (1) Die Mitglieder erfüllen, unabhängig von der 
Größe ihres eingebrachten Bodens, die von der Mit­
gliederversammlung beschlossene Mindestarbeits­
leistung entsprechend dem festgelegten Anteil, in 
den einzelnen Quartalen bzw. Spitzenarbeitszeiten.

(2) Unabhängig von der Erfüllung der Mindest­
arbeitsleistung besteht für jedes Mitglied die Pflicht 
zur Teilnahme an der genossenschaftlichen Arbeit, 
wenn auf Beschluß des Vorstandes oder durch An­
ordnung der Weisungsberechtigten die Arbeit not­
wendig ist.
(3) Für Frauen mit Kindern sowie für alte und 
kranke Genossenschaftsmitglieder wird die Min­
destarbeitsleistung durch die Mitgliederversamm­
lung individuell festgelegt.
(4) Die Mitgliederversammlung kann beschließen, 
daß Anteile für eingebrachten Boden und Natura­
lien für geleistete Arbeitseinheiten nicht in voller 
Höhe gewährt werden, wenn der von der Mitglie­
derversammlung beschlossene Mindestsatz an Ar­
beitseinheiten oder Arbeitstagen ohne ausreichen­
den Grund nicht erreicht wurde.

29. (1) Die Bewertung und Vergütung der in der Ge­
nossenschaft geleisteten Arbeit erfolgt nach dem 
sozialistischen Leistungsprinzip.
(2) Die Genossenschaft wendet zur Förderung des 
Interesses aller Mitglieder an der vorrangigen Ent­
wicklung der genossenschaftlichen Wirtschaft, der 
Steigerung der Produktion und Arbeitsproduktivi­
tät die Erfahrungen fortgeschrittener LPG und die 
Empfehlungen der Wissenschaft zur Vervollkomm­
nung des sozialistischen Leistungsprinzips an.
(3) Zur besseren Durchsetzung des sozialistischen 
Leistungsprinzips können die Produktionsbrigaden 
bei Übererfüllung der Produktionsauflagen an der 
überplanmäßigen Produktion in Form von Geld­
prämien beteiligt werden. Dazu ist von der Mit­
gliederversammlung eine Prämienordnung zu be­
schließen, die mit den Richtlinien für die Führung 
des innergenossenschaftlichen Wettbewerbs verbun­
den werden soll.

30. (1) Die Bewertung der Arbeit erfolgt nach den von 
der Normenkommission vorgeschlagenen und von 
der Mitgliederversammlung bestätigten Arbeits­
normen.
(2) Mitglieder, die in der Leitung und Verwaltung 
der LPG oder eines Produktionsbereiches tätig sind, 
erhalten für diese Tätigkeit Arbeitseinheiten nach 
einem von der Mitgliederversammlung beschlosse­
nen Vergütungssystem.

31. (1) Die Rechte und Pflichten der mitarbeitenden 
Familienangehörigen richten sich nach den getrof­
fenen Vereinbarungen. Die arbeitsrechtlichen Be­
stimmungen, mit Ausnahme der Bestimmungen 
über die Sozialvex-sicherung und den Arbeitsschutz, 
finden keine Anwendung.
(2) Für Saisonarbeitskräfte gelten die arbeitsrecht­
lichen Bestimmungen. Ihre Bezahlung erfolgt nach 
dem Leistungsprinzip.

V.
Die Leitung und Verwaltung der Genossenschaft

32. (1) Die Genossenschaft wird nach den Prinzipien 
der genossenschaftlichen Demokratie durch die Mit­
gliederversammlung, den . Vorstand und den 
Vorsitzenden geleitet.
(2) Die Leitung der Genossenschaft erfolgt auf der 
Grundlage der Beschlüsse der Sozialistischen Ein­
heitspartei Deutschlands, der gesetzlichen Bestim­
mungen der Deutschen Demokratischen Republik,


